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Von Erich Hess,  
Nationalrat  
und Stadtrat,
Unternehmer, 
3018 Bern

Es kommen zu viele und die falschen Ausländer –  
keine Asylverfahren mehr in der Schweiz!
Das Asylchaos überfordert Bund, Kantone und Gemeinden. So kann es nicht weitergehen. Die Asylpolitik muss neu ausge-
richtet werden: Es darf keine Asylverfahren in der Schweiz mehr geben. Diese und weitere Forderungen stellt die SVP in einem 
neuen Positionspapier.

Das Schweizer Asylsystem ist gescheitert. «Je-
des Jahr kommen Zehntausende, die meist direkt 
in unsere Sozialwerke einwandern», sagt SVP-
Präsident Marco Chiesa bei der Präsentation des 
neuen Asylpapiers in Bern. Dieses Scheitern il-
lustrieren die neusten Zahlen: Der Bund rechnet 
für 2023 mit bis zu 40’000 neuen Asylgesuchen. 
Gleichzeitig explodieren die illegalen Einreisen: 
Im vergangenen Jahr verzeichnete der Schwei-
zer Grenzschutz über 52’000 Illegale. «Die SVP 
ist die einzige Partei, die das Problem scho-
nungslos analysiert und Lösungen präsentiert», 
betont Chiesa.

Es sind die Lösungen des Volkes: «Die Mas-
seneinwanderungsinitiative und die Ausschaf-
fungsinitiative wurden an der Urne angenom-
men – aber die antidemokratischen Saboteure im 
Parlament und an den Gerichten weigern sich, 
geltendes Recht umzusetzen.» Die SVP fordert 
deshalb von der neuen Justizministerin Elisa-
beth Baume-Schneider, dass sie endlich für den 
konsequenten Vollzug der Gesetze und der vom 
Volk angenommenen Verfassungsaufträge sorgt. 
Im Klartext:

•  Die Schweiz muss die Zuwanderung 
wieder selber steuern;

•  Kriminelle Ausländer sind konsequent 
auszuschaffen;

•  Es darf kein Asyl für Asylschmarotzer 
geben.

Neuausrichtung der Asylpolitik
Die SVP fordert weiter einen Systemwechsel 
in der Asylpolitik. Es kommen zu viele und die 
falschen Ausländer in die Schweiz. «Die meisten 
Asylbewerber sind junge Männer ohne Asyl-
grund», sagt Nationalrat Gregor Rutz. Wer es bis 
in die Schweiz geschafft hat und ohne Papiere 
einreist, wird mit dem verlogenen Status «vor-
läufige Aufnahme» belohnt – und darf für immer 
bleiben. «Wer den Asyltourismus unter Kont-
rolle bekommen will, muss schauen, dass die 
potenziellen Migranten Perspektiven in ihrem 
Land sehen und keine Motivation haben, nach 
Europa zu kommen», so Rutz. Die SVP verlangt 
deshalb, dass die Asylverfahren in Asylzentren 
ausserhalb der Landesgrenzen verlagert werden. 
Es darf keine Asylverfahren in der Schweiz mehr 
geben! Nur so können die kriminellen Schlep-
perbanden und der Menschenhandel wirkungs-
voll bekämpft werden.

Asylchaos lässt Kosten explodieren
«Um das Asylchaos zu beheben, müssen wir den 
Missbrauch ausschalten», sagt Nationalrat And-
reas Glarner. Dazu gehört auch der Umgang mit 
den Illegalen. Statt sie zu unterstützen, müssen 
wir sie konsequent ausweisen.

Das Asylwesen ist derart am Anschlag, dass 
verschiedene Kantone den Asyl-Notstand aus-
gerufen haben. Was dieses Asylchaos in der 
Praxis bedeutet, zeigt sich mittlerweile im gan-

zen Land. «Durch das fehlgeleitete Asylsys-
tem explodieren die Kosten für die Sozialhilfe, 
die Bildung und das Gesundheitswesen», sagt 
Nationalrätin Martina Bircher und unterstreicht 
dies durch exemplarische Fallbeispiele aus der 
Kleinstadt Aarburg (AG). «Aarburg ist über-
all!», mahnt Bircher.

Zuwanderung aus frauenverachtenden 
Kulturen stoppen
«Die falschen Asylanten gefährden die Freiheit 
und Sicherheit der Schweiz», sagt Nationalrätin 
Céline Amaudruz. Sie weist auf die wachsende 
Zahl von Muslimen hin, die aus frauenverach-
tenden Kulturen einwandern. «Die Folgen sind 
dramatisch, das zeigen die zunehmenden Fälle 
häuslicher Gewalt bis hin zu Mord», so Amau-
druz. Die verlogene Politik der Linken fördert 
diese verheerenden Entwicklungen, statt sie zu 
stoppen: Sie heissen die ausländischen Täter in 
der Schweiz willkommen – und verraten damit 
die Schweizer Frauen und Mädchen.

«Die Schweiz ist drauf und dran, sich selbst ab-
zuschaffen», zieht Parteipräsident Marco Chiesa 
Bilanz. «Die SVP zeigt auf, wie wir das Asyl-
chaos beenden und unser Rechtssystem, unsere 
Werte und unsere Kultur verteidigen.» Nur so 
können wir weiterhin jenen Schutz bieten, die 
in ihrer Heimat wirklich an Leib und Leben be-
droht sind.
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2x Ja zu den Verkehrssanierungen Aarwangen und 
«Emmentalwärts»!

Seit Jahrzehnten staut sich der Verkehr in Aar-
wangen und im Raum Burgdorf. Unerträglich 
ist diese Situation nicht nur für die Strassenbe-
nutzer, sondern auch für die Menschen, die dort 
leben. Mit den Verkehrssanierungen Aarwan-
gen und «Emmentalwärts» soll endlich Abhilfe 
geschaffen werden. Ein besserer Verkehrsfluss 
schont die Umwelt und macht die Strassen für 
Fussgänger, Schulkinder und Velofahrer siche-
rer. Beide Projekte haben weiter zum Ziel, die 
Wettbewerbsfähigkeit des Kantons Bern zu 
steigern und den betroffenen Bewohnern mehr 
Lebensqualität zu ermöglichen. Gegen beide 
Projekte haben linksgrüne Kreise das Referen-
dum ergriffen. Die Stimmberechtigten im Kan-
ton Bern werden am 12. März 2023 darüber 
befinden.
 
Umfahrung Aarwangen: Ein Nadelöhr, 
das endlich gelöst wird.
Das Ortszentrum Aarwangen gleicht einer Enge: 
Täglich stauen sich dort 16’000 Autos, darunter 
ein hoher Anteil Lastwagen, auf ihrem Weg zur 
A1. Damit ist die Situation in der Nachbarge-
meinde von Langenthal vergleichbar mit dem 
Verkehrsaufkommen vor dem Gotthardtunnel. 
Hinzu kommt noch die Bahn, welche allein im 
Dorf die Strasse dreimal quert. Darunter lei-
det nicht zuletzt die Verkehrssicherheit: In den 
letzten 5 Jahren kam es zu rund 100 Verkehrs-
unfällen. Auch für Velofahrer, Fussgänger und 
Schulkinder ist die heutige Situation sehr prekär.
 
Die Verkehrssanierung Aarwangen lenkt den 
Durchgangsverkehr über eine 3,6 Kilometer lan-
ge, zweispurige Umfahrungsstrasse an Aarwan-
gen vorbei. Die neue Strasse zweigt nordwest-
lich von Aarwangen von der Kantonsstrasse ab, 
quert die Aare auf einer 480 Meter langen Brü-
cke, führt beim Spichigwald in einen rund 500 
Meter langen Tunnel, quert den Risenacher und 
mündet östlich von Bützberg über einen leis-
tungsstarken Kreisel in die Bern-Zürich-Strasse. 
Mit zahlreichen Ersatz- und Ausgleichsmass-
nahmen wird dem Lebensraum von Tieren und 
Pflanzen Rechnung getragen.
 
Die Strecke ist ein äusserst wichtiger Autobahn-
zubringer. Sie verbindet das Zentrum Langen-
thal mit dem A1-Anschluss Niederbipp. Rund 
20’000 Arbeitsplätze gibt es im Oberaargau, 
viele davon in Industrie und Gewerbe. Die Ver-

kehrssanierung Aarwangen sorgt für einen volks-
wirtschaftlichen Mehrwert durch Aufwertung 
der wirtschaftlichen Entwicklungsschwerpunkte 
für die ganze Region. Das Projekt geniesst in der 
Region einen grossen Rückhalt: Im Mai 2017 hat 
die Stimmbevölkerung des Kantons Bern den 
Projektierungskredit mit über 60 % Ja-Stimmen 
genehmigt, im Oberaargau betrug der Ja-Anteil 
sogar rund 69 %.
 
Mehr Lebensqualität für das Emmental!
Ähnlich sieht die Situation auch im Emmental 
aus: Rund 20’000 Fahrzeuge durchqueren heute 
tagtäglich die Gemeinden Burgdorf, Oberburg 
und Hasle. Die übermässige Verkehrsbelastung 
macht sich schon seit mehreren Jahrzehnten 
bemerkbar. Neben zahlreichen Staustunden gibt 
es auch grosse Einschränkungen im ÖV: Busse 
können ihre Fahrpläne nicht einhalten, Pendler 
und Reisende verpassen ihre Zuganschlüsse und 
wer zu Fuss oder mit dem Velo unterwegs ist, 
wird auf Umwege verdrängt oder muss mit War-
tezeiten rechnen. Lärm und Luftverschmutzung 
führen zu schlechter Aufenthalts- und Wohn-
qualität, was die Siedlungsentwicklung hemmt.
 
Das Projekt «Emmentalwärts» nimmt sich die-
sen Problemfeldern an. Es ist Teil der kantonalen 
Gesamtmobilitätsstrategie und fördert gemisch-
te Mobilitätsformen. Dank des Zusammenspiels 
von 19 Massnahmen wird dem Umstand Rech-
nung getragen, dass Oberburg und Hasle haupt-
sächlich von Durchgangsverkehr betroffen sind, 
während Burgdorf viel Ziel- und Quellverkehr 
aufweist. Als Hauptmassnahmen umfasst «Em-
mentalwärts» deshalb Umfahrungen für Ober-
burg und Hasle zur Entlastung beider Dörfer, 
sowie zwei neue Bahnunterführungen in Burg-
dorf, die den Verkehr verflüssigen.
Emmentaler KMU und das lokale Gewerbe sind 
auf eine funktionierende Verkehrsanbindung 
dringend angewiesen – heute stehen Fahrzeuge 
täglich im Stau. Das Emmental ist ein wichti-
ger Wirtschafts-, Bildungs-, Kultur- und Spital-

standort. Eine gute Erschliessung und eine gute 
Aufenthaltsqualität sind wichtig.
 
Der Kanton besteht nicht nur aus  
Städten…!
Linke Parteien und Umweltverbände haben 
gegen die beiden Verkehrssanierungen das Re-
ferendum ergriffen. Sie wünschen sich weniger 
Verkehr und lehnen deshalb die beiden Projekte 
ab. Man könnte es auch Realitätsverweigerung 
nennen. Schaut man sich allein schon den Be-
völkerungszuwachs der letzten Jahrzehnte an, 
so ist das Verkehrsaufkommen klar zunehmend. 
Die bestehenden Infrastrukturen können die 
heutigen Bedürfnisse nicht mehr erfüllen. Und 
sogenannte «Nulllösungen» wie beim verhinder-
ten Westast-Projekt in Biel zementieren einzig 
den Status quo mit all seinen negativen Aspek-
ten. Lösungsvorschläge für konkrete Probleme 
darf von linker Seite nicht erwartet werden. 
Sie verharren lieber in ihrer schädlichen Fun-
damentalopposition. Dabei gibt es auch für sie 
gute Gründe für ein doppeltes Ja zu den Ver-
kehrssanierungen. Ein flüssiger Verkehr belastet 
die Umwelt weniger. Und auch der öffentliche 
Verkehr würde attraktiver: Kann der Fahrplan 
eingehalten werden, erwischen Fahrgäste ihre 
Anschlüsse pünktlich und das Pendeln mit Bus 
und Bahn wäre zuverlässiger.
 
Zum Schluss darf auch folgender Umstand nicht 
vergessen werden: Der Oberaargau und das Em-
mental gehören ebenso zum Kanton Bern wie 
die städtischen Zentren. Es gleicht einer arrogan-
ten Haltung, wenn man für Infrastrukturprojekte 
nur noch letztere berücksichtigten will. Auch 
der ländliche Raum soll sich entwickeln können. 
Die Verkehrssanierungen Aarwangen und «Em-
mentalwärts» stärken die Rahmenbedingungen 
für die einheimische Wirtschaft, entlasten die 
Anwohner von Staus und Verkehrsbehinderun-
gen und verbessern die Lebensqualität in beiden 
Regionen. Unterstützen auch Sie die beiden Pro-
jekte mit Ihrem doppelten Ja am 12. März 2023!

Von  
Sandra Schneider, 
Grossrätin und  
Stadträtin,  
Vorstandsmitglied 
ACS Sektion Bern 
und Gewerbever-
band Bieler KMU, 
2502 Biel/Bienne

Die Umfahrungsstrasse führt entlang der Waldbegrenzungen.  
(Visualisierung Swiss Interactive AG)
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Stadt Bern: leichtsinnige Ausgabenpolitik

Endlich zeichnen sich einige kleine Verbesse-
rungen in der Zusammenarbeit zwischen den 
bürgerlichen Parteien ab. 
Der Gemeinderat und der Stadtrat übertreiben - 
trotz höchst angespannter Finanzlage - in ihrer 
leichtsinnigen Ausgabenpolitik. 
Das städtische Personal soll nunmehr sogar 
weitere zusätzliche Privilegien erhalten; als 
«Sparmassnahmen» sind demgegenüber vorge-
sehen, dass die Parkkarten und Parkgebühren 
verdoppelt werden. Die Parkplätze werden in 
gewissen Quartieren gleichwohl um bis zu 40% 
abgebaut. Es müssen viele neue Container für 
das neue Abfalltrennsystem aufgestellt werden; 
zudem sind die neuen 2,50 m breiten E-Keh-
richtabfuhrwagen zu breit, um gut zu passieren. 
Bei der Abstimmung zur Einführung des neuen 
Systems wurde dies dem Stimmbürger bewusst 
verschwiegen, weil der Gemeinderat zurecht ein 
Scheitern seiner Vorlage befürchtete, wenn dies 
bekannt geworden wäre. Eine Wiederholung der 
Abstimmung verweigert der Gemeinderat. Dies 
hat er mehrfach bekundet.
Zusätzlich droht aus Spargründen den Steuer-
pflichtigen der Stadt Bern die Einführung ei-
ner Feuerwehrersatzabgabepflicht. Aus diesem 
Grund wurden bereits diverse überparteiliche 
Komitees gegründet.
Dabei kamen sowohl die Referenden gegen das 
Personalreglement als auch gegen die Erhöhung 
der Park- und Parkkarten rasch zusammen. Beim 
Personalreglement beteiligten sich nebst SVP, 
JSVP, Bund der Steuerzahler auch die FDP/JF, 

die Mitte, und erfreulicherweise auch die GLP.
Auch gegen den teuersten Spielplatz der Welt 
wurde von der SVP; JSVP/Bund der Steuerzah-
ler und einzelnen Exponenten der Mitte und der 
GLP erfolgreich das Referendum ergriffen (vgl. 
dazu separaten Artikel).
Die Stadt Bern verfügt über eine gute ausgebau-
te Berufsfeuerwehr und ein freiwilliges Brand-
corps. Der Bedarf an zusätzlichem Personal für 
die Brandcorps pro Jahr beträgt nur zwischen 
10-20 Feuerwehrrekruten. Die Stadt Bern will 
aber nun gleichwohl gegen 44’000 Personen 
neu einer Feuerwehrersatzabgabepflicht unter-
stellen. Es versteht sich von selbst, dass die 
Stadt wohl kaum eine Rekrutierung mit gegen 
44’000 Pflichtigen durchführen kann. Die Stadt 
müsste sonst für Monate ein Rekrutierungszent-
rum wie Sumiswald unter Inkaufnahme der ent-
sprechenden Kostenfolgen in Betrieb nehmen, 
um die geeigneten Personen für die Brandcorps 
auszuwählen. Dies zeigt, wie der Gemeinderat 
der Stadt Bern immer neue Vorwände sucht 
und auch findet, um neue Gebühren aus den 
Bewohnern heraus zu pressen. Es ist zu hoffen, 
dass sich auch hier eine breite Koalition findet, 
um diese als Sparmassnahme deklarierte neue 
Steuer hoffentlich bereits in der 2. Lesung zu 
verhindern. Angesichts der frivolen Ausgaben-
politik von RGM drohen den Bewohnern bald 
happige Steuererhöhungen.
Die Stadt Bern subventioniert in den städtischen 
Wohnungen gut situierte Teilzeitarbeitende auf 
Kosten der Steuerzahler. Der Beschäftigungs-
grad bleibt dabei unberücksichtigt. Die SVP 
übernahm den Lead und reichte mit Unterstüt-
zung der FDP, Mitte und GLP diverse Vorstösse 
ein, um diese ungerechtfertigte Privilegierung 
zu ändern. Der Gemeinderat will in diesem Vor-
gehen kein Problem erkennen. Der Leser von 
BernAktuell wird in den nächsten Ausgaben 
über den Stand des Verfahrens orientiert 
Nach wie vor stand die SVP aber allzu oft leider 
allein.
Die Änderungen im Geschäftsreglement des 
Stadtrats, die die Rechte der Opposition neu in 

wesentlichen Punkten beschneidet, wurde gegen 
die Stimmen der SVP angenommen. Mit Aus-
nahme der kleinen GaP stimmten alle anderen 
Parteien der weiteren Entmachtung des Stadt-
rates fatalerweise zu. So dürfen Anträge nicht 
mehr separat begründet werden; bei kleinen 
Anfragen darf nicht einmal mehr mündlich ge-
antwortet werden. Kleine Anfragen erscheinen 
nicht  einmal mehr auf den Traktandenlisten. 
Ebenfalls wurde unser Vorstoss, der vorsah, dass 
das EWB günstiges Gas einkaufen soll und den 
Bezügern automatisch nicht mehr der zweit-
günstigste Tarif sondern effektiv die günstigste 
Tarifstufe verrechnet werden kann, von allen an-
deren Fraktionen abgelehnt! Dafür werden jetzt 
die sozial schwächeren Personen von der Stadt 
unterstützt, der Steuerzahler kommt in diesem 
Fall für den teureren Tarif auf und subventioniert 
das EWB mit Steuergeld. 
Noch schlimmer: Auch im Widerstand gegen 
das Veloverleihsystem mussten wir am 2.2.2023 
wiederum fast alleine antreten. Die FDP stimmte 
dem Kredit jedenfalls schliesslich zu. Den Käu-
fern der Libero Abonnemente (ÖV Streckennetz 
Region Bern) drohen wohl Aufschläge, wenn die 
Benutzung der PubliBikes in Zukunft ebenfalls 
automatisch im Abonnement eingeschlossen 
wird. Der Appell des Verfassers für Personen, 
die aus Gesundheitsgründen oder als Nichtvelo-
fahrer, dieses Angebot nicht wahr nehmen kön-
nen, ein vergünstigtes Libero-Abonnement ohne 
Zugang zu PubliBike zu ermöglichen, verhallte 
jedenfalls ungehört.
Im Wallis wurde den kantonalen Politkern vor-
gehalten, dass sie sich durch den Bezug eines 
Gratisabos der Bergbahnen der passiven Be-
stechung schuldig gemacht hätten, da damit ihr 
Wohlwollen erkauft wurde. Der Verfasser hat 
das städtische Angebot, PubliBike zu Sonder-
konditionen zu benutzen aus diesem Grunde 
abgelehnt. Trotz seinem Hinweis auf die Prob-
lematik dieser Bevorzugung der Stadträte durch 
PubliBike erachtete sich niemand als befangen 
und der Zusatzkredit wurde mit grosser Mehr-
heit angenommen.

Von
Alexander Feuz, 
Fürsprecher/
Rechtsanwalt
aGrossrat und 
Stadtrat SVP, 
Fraktionschef SVP 
Stadt Bern

Nein zum 120 Millionen Erschliessungskredit im Viererfeld
Am 12.3.2023 hat der Stimmbürger der Stadt 
Bern über einen 12 Millionen Kredit zu entschei-
den. Diese Vorlage ist entschieden abzulehnen, 
denn die Natur, das Quartier und die Steuerzah-
ler wären die Verlierer. Einzige Profiteure sind 
die in den Genuss subventionierter Wohnungen 
kommenden rotgrünen Genossenschafter und 
weitere Personen, die dank guter Beziehungen 
zur Stadt eine günstige Wohnung erhalten.

Die Stadt propagiert eine städtische Klimapolitik 
und brüstet sich, wenn sie im Breitenrain einzel-
nen Bäumen etwas mehr Platz einräumen kann. 
Beim Viererfeld wird dagegen eine wertvolle 
grüne Lunge und wichtige Fruchtfolgefläche de-

finitiv zerstört. Die SVP verlangt nicht, dass das 
Viererfeld nie überbaut werden darf. Das vor-
liegende Projekt ist städteplanerisch aber völlig 
verfehlt. Die hohen Bauten kommen vorne zu 
stehen und verstellen den dahinter liegenden 
niedrigen Wohnblöcken die einzigartige Sicht.

Die Stadt will für ihre rotgrüne Klientel ein 
vergünstigtes Wohn-Biotop erstellen. Parkplät-
ze gibt es nur noch ganz wenige. Es könnten ja 
böse Automobilisten einziehen! Die Stadt tritt 
entgegen der früheren Versprechungen im Ab-
stimmungsbüchlein neu auch als Investor auf. 
Neu sollen die Wohnungen zu Gunsten grösserer 
Gemeinschaftsräume verkleinert werden. Stock-

werkeigentum ist wiederum nicht vorgesehen.
Die Stadt trägt erhebliche Kostenrisiken. Aus 
dem den Steuerzahlern ursprünglich versproche-
nen Gewinn bringenden Projekt ist ein riskantes 
Vorhaben geworden. Betreffend der Vergabe 
der Baufelder fand erstaunlicherweise gar kein 
Wettbewerb statt, obwohl es sich um riesige 
Baufelder handelt. Die Stadt subventioniert wie-
derum die falschen Personen! Auch besteht die 
Gefahr, dass bei einer Krise und/oder Rückgang 
der Wohnbevölkerung (vgl. demographische 
Entwicklungen) die Wohnungen leer bleiben; 
ähnlich wie das für die Flüchtlinge aus der Uk-
raine konzipierte riesige Containerdorf, das nun 
mit andern Flüchtlingen belegt werden soll.
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Missbilligung ihrer Mitstreiter: Wie Klima-Kleber zu 
Extremisten wurden
Zurzeit macht eine Gruppe von Klimaaktivisten 
viele Schlagzeilen. Sie beschmutzen Gemälde 
in Museen mit Nahrungsmitteln und kleben sich 
an der Wand oder auf der Strasse fest. Daher 
werden sie auch Klima-Kleber genannt. Fraglich 
ist, ob das der richtige Weg ist, auf das Problem 
aufmerksam zu machen. Einige Politiker for-
dern die Sanktionierung dieser Klimaaktivisten. 
Ausserdem haben sich die Klima-Kleber den 
Linksextremen angeschlossen und verurteilen 
nun diejenigen, die sich auf gewöhnliche Weise 
für den Klimaschutz einsetzen. 
 
Was ist zurzeit in Deutschland und der 
Schweiz los?
Die Klima-Kleber sorgen für eine Zweiteilung 
Deutschlands und der Schweiz. Manche Bürger 
heissen ihre Aktionen gut, einige nicht. Dennoch 
ist es klar, dass die Gruppe von Klimaaktivis-
ten vorsätzlich Kulturgut zerstört, um auf den 
Klimawandel aufmerksam zu machen. Andere 
von ihnen kleben sich auf den Strassen fest und 
blockieren somit den Verkehr. So gelingt es 
ihnen, die Aufmerksamkeit der Gesellschaft zu 
bekommen. 
 
Das Verhalten dieser Gruppe kann als Terror 
bezeichnet werden. Es findet ein klarer Angriff 

auf Objekte statt. Daneben schrecken sie nicht 
einmal vor dem Risiko zurück, dass jemand 
durch ihre Aktionen verletzt oder sogar getötet 
werden könnte. Das zeigt sich am Beispiel einer 
verunglückten Radfahrerin. Diese ist während 
einer Demonstration der Klima-Kleber in einen 
Unfall geraten und schwer verletzt worden. Die 
Frau ist gestorben, weil das Rettungsfahrzeug 
nicht rechtzeitig vor Ort war. Jedoch ist nicht 
sicher, ob die Klima-Kleber eine Schuld dabei 
tragen. Trotzdem wird an diesem Beispiel deut-
lich, dass auf Menschenleben keine Rücksicht 
genommen wird.

Härtere Sanktionierung nötig
Im Prinzip wollen die Klima-Kleber ja eigentlich 
nur die Drastik des Klimawandels verdeutlichen. 
Warum also sollten sie dafür bestraft werden? 
Das Problem ist, dass sie vorsätzlich und fahr-
lässig handeln. Es geht nicht nur um die vorsätz-
liche Zerstörung von Kulturgut, die teilweise 
sogar angekündigt ist. Es geht auch darum, dass 
Verletzung von Menschen fahrlässig in Kauf 
genommen wird. Andere Klimaaktivisten setzen 
sich auch für das Klima ein. Jedoch zerstören 
sie weder etwas, noch verletzen sie jemanden 
dabei. Aber genau das ist der Grund, warum sie 
von ihren Mitstreitern, den Klima-Klebern jetzt 
Missbilligung erfahren. Ihrer Meinung nach ist 
die Art und Weise, wie gewöhnliche Klima-
aktivisten auf den Klimawandel aufmerksam 
machen, nicht genug. Und zwar, genau aus dem 
Grund, dass sie nicht die gleichen fahrlässigen 
Aktionen durchführen.
 
Klima-Kleber werden Linksextremisten
Aufgrund dessen wurden die Klima-Kleber nun 
zu Linksextremisten. Politisch wird es immer 
zwei extreme Richtungen geben, die sich nicht 
ausschalten lassen werden. Das braucht die Ge-
sellschaft auch. In Ordnung ist das, solange sie 
keine drastischen Massnahmen ergreifen, wie 

z.B. Menschen in Gefahr zu bringen. Der Staat 
muss da eingreifen, wo genau das passiert. Und 
das tun gerade die Klima-Kleber. Sie gefähr-
den ihre Mitmenschen, zerstören Kulturgut und 
handeln dabei vorsätzlich fahrlässig. Es gibt 
bereits einige Politiker, die sich für eine härtere 
Bestrafung der linksextremen Klimaaktivisten 
einsetzen. Es ist wichtig, dass die Klima-Kle-
ber für den Schaden aufkommen, die sie durch 
ihre Demonstrationen verursachen. Ausserdem 
sollten sie für die Gefährdung anderer Menschen 
belangt werden. Wenn solche Bestrafungen nicht 
konsequent durchgesetzt werden, wird es immer 

Autor: Dominik Sedlmeier ist CEO der 
PR-Agentur El Clasico Media GmbH und 
Experte in den Bereichen Kommunika-
tion, Marketing und Öffentlichkeitsarbeit. 
Er gehört zu den medial gefragtesten 
PR-Managern und betreut u.a. die gröss-
ten Marktführer verschiedener Branchen. 
https://www.elclasico-media.de/

so weitergehen. Und irgendwann wird ernsthaft 
jemand dabei zu Schaden kommen.
 
Warum ein solches Verhalten?
Am Ende sollte man sich fragen: Warum aus-
gerechnet gehen die Klima-Kleber so vor und 
nicht anders? Natürlich erregen ihre Aktionen 
grosse Aufmerksamkeit. Doch das wäre auch 
anderweitig möglich – ohne die Gefährdung 
von Menschen und der Zerstörung von Kultur-
gut. Nicht jede Alternative muss rechtens sein, 
aber zumindest sollte sie keine Mitbürger in 
Gefahr bringen. Beispielsweise könnte man sich 
an Bäume neben Strassen kleben, die stark be-
fahren sind. Auch so könnten die Klima-Kleber 
Aufmerksamkeit gewinnen, würden den Verkehr 
aber nicht so stark gefährden, wie wenn sie sich 
mitten auf der Strasse festkleben.
 
Fazit
Die Klima-Kleber haben zuletzt für viel Auf-
sehen und eine Spaltung Deutschlands gesorgt. 
Doch die Art und Weise, wie sie vorgehen, ist 
nicht in Ordnung und gesetzeswidrig. Für das 
fahrlässige Verhalten und die vorsätzliche Zer-
störung Gefährdung sollten sie härter bestraft 
werden. Daher müssen sich Politiker jetzt durch-
setzen und höhere Sanktionierungen fordern. 
Wer das Menschenleben so wenig wertschätzt, 
darf nicht so einfach davonkommen. So würden 
die Klima-Kleber sich zukünftig wahrscheinlich 
eher dort festkleben, wo sie niemanden gefähr-
den. Und da kann man sie dann auch einfach mal 
kleben lassen. 
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Referendum gegen den teuersten Spielplatz  
der Schweiz: Fast 2’000 Unterschriften gegen den 
3,7-Millionen-Kredit eingereicht
Vertreterinnen und Vertreter von SVP, GLP 
und Die Mitte konnten zusammen mit der 
Vereinigung BernAktiv und dem Bund der 
Steuerzahler (BDS) erfolgreich das Refe-
rendum gegen den geplanten 3,7 Millionen 
Kredit für den Grundstückkauf an der Loos-
listrasse resp. am Untermattweg in Bern ein-
reichen. Obwohl die Sammelfrist mitten in 
der Adventszeit begann und über die Festtage 
dauerte, konnte innert kürzester Zeit die not-
wendige Anzahl Unterschriften gesammelt 
werden. Das Referendum entwickelte sich 
bereits nach wenigen Tagen zum Selbstläufer 
und zeigt, dass die Bevölkerung genug hat 
von Steuerverschwendungen in Millionenhö-
he. Die Volksabstimmung findet voraussicht-
lich im Herbst 2023 statt.

Von Janosch Weyermann, Stadtrat und  
Präsident Junge SVP Stadt Bern, Bern

 
Das Berner Stadtparlament hatte am 24. Novem-
ber 2022 beschlossen, für 3,7 Millionen Franken 
ein Grundstück an der Looslistrasse resp. am 
Untermattweg in Bern-Bethlehem zu kaufen. 
Darauf will die Stadt – für zusätzliches Geld – ei-
nen Spielplatz mit Begegnungszone realisieren. 
Das Grundstück befindet sich heute im Besitz 
des Pharmakonzerns Galenica und wird von die-
sem als Mitarbeiterparkplatz genutzt. Nach dem 
Kauf und bis zur Realisierung des Spielplatzes 
soll die Fläche weiterhin der Galenica kostenlos 
zur Verfügung gestellt werden. Nicht nur das: 
Der Grosskonzern darf überdies die Einnahmen 
aus der Vermietung der Parkplätze behalten, 
obwohl die Firma dann überhaupt nicht mehr 

Eigentümerin des Grundstücks ist. Dies und 
auch die geplante Nutzung der Industriebrache 
als Spielplatz sind unverständliche Entscheide. 
Die Stadtkasse ist leer und ein tiefrotes Budget 
wurde erst kürzlich nur relativ knapp angenom-
men. Weiter will die Stadt Bern künftig zahl-
reiche Gebühren erhöhen (Parkgebühren) oder 
sogar neue Abgaben (Feuerwehrersatzabgabe) 
einführen.

Für die Initiantinnen und Initianten des Referen-
dums sind die geplanten Ausgaben in Millionen-
höhe mit Blick auf die desolate Finanzsituation 
der Stadt Bern schlicht unverantwortlich und 
ein Hohn gegenüber allen Personen und Institu-
tionen, die heute wegen Inflation und steigender 
Lebenshaltungskosten den Gürtel enger schnal-
len müssen.

Janosch Weyermann, Stadtrat, Marc Wyss, Vorstand SVP Stadt Bern, Alex Feuz, Stadtrat, 
Thomas Fuchs, Stadtrat/Grossrat, Claudia Mannhart, Stadtschreiberin, Erich Hess, Stadtrat/
Nationalrat, Sibyl Eigenmann, Stadträtin/Grossrätin, Kurt Rüegsegger, Stadtrat

Unhaltbare Zustände rund um die Asylunterkunft 
Bern-Brünnen

Erst im vergangenen Dezember hatte der Kanton 
Bern angekündigt, ab Januar in einem unter-
irdischen Schutzraum in Bern-Brünnen neu bis 
zu hundert Personen mit Wegweisungsentscheid 

unterbringen zu wollen. Die Asylunterkunft be-
findet sich an der Riedbachstrasse am westlichen 
Ende der Stadt zwischen der Autobahn und 
den Bahngleisen. In den unterirdischen Räum-
lichkeiten sollen ausschliesslich alleinstehende 
Männer platziert werden.  Die Personen wer-
den zur kurzfristigen Unterbringung nach Bern-
Brünnen gebracht und würden sich im Durch-
schnitt nicht länger als «einige Wochen» dort 
aufhalten, kommunizierte die dafür zuständige 
kantonale Direktion damals.

Doch nun mehren sich bereits die Beschwerden 
durch Anwohnerinnen und Anwohner aus dem 
benachbarten Riedbach. Vermehrt konnte näm-
lich festgestellt werden, dass sich vor allem bei 
Nacht, Personen aus der Asylunterkunft auf Pri-

vatgelände begeben und sich dort probieren, Zu-
gang zu Fahrzeugen zu verschaffen. Vergangene 
Woche ist es deshalb bereits schon zu einem 
Polizeieinsatz gekommen. Dies kommt offenbar 
dadurch zustande, dass die Anwesenheitspflicht 
und die Schliessungszeiten nicht korrekt durch-
gesetzt werden.
 
Die SVP Bümpliz und Umgebung fordert die 
dafür zuständige Sicherheitsdirektion deshalb 
auf, umgehend für Ordnung und Sicherheit rund 
um die besagte Asylunterkunft zu sorgen. Dies 
heisst konkret, dass vor Ort ein Sicherheitsdienst 
engagiert wird, welcher künftig die Schlies-
sungszeiten der Unterkunft sowie die nächtliche 
Anwesenheitspflicht der Bewohner durchsetzt.

Von Janosch  
Weyermann,  
Stadtrat und  
Präsident Junge 
SVP Stadt Bern,  
Bern
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Intakte Familien sind die Keimzelle der Gesell-
schaft. Die SVP setzt sich dafür ein, dass im 
Kanton Zug alle Familienformen gleichermas-
sen unterstützt und entlastet werden. Es kann 
nicht sein, dass der Kanton zunehmend in die 
Familiengestaltung eingreift, indem er einseitig 
Tagesschulen und Kinderkrippen finanziert und 
Familien, die auf externe Kinderbetreuung ver-
zichten, leer ausgehen.
Es liegt an den Eltern, frei zu entscheiden, wel-
ches Familienmodell sie leben möchten. Ebenso, 
ob und in welcher Aufteilung beide Elternteile 
arbeiten. Familien, die ihre Kinder zu Hause 
betreuen, haben die gleiche Wertschätzung ver-
dient, wie alle anderen. Sie sollen gleichermas-
sen von Steuererleichterungen profitieren wie 
jene, die ihre Kinder teilweise fremdbetreuen 
lassen.

Ein qualitativ hochstehendes, effizientes und 
leistungsorientiertes Bildungswesen ist die 
Grundlage für Entwicklung und Wohlstand des 
Kantons Zug. Die Schule ist konsequent auf die 
Praxis auszurichten, indem sie auf die Forderung 
von Kopf, Herz und Hand setzt. Dafür ist es nö-
tig, die von Links-Ideologen geprägte Reform-
itis und gescheiterte Bildungsexperimente der 
letzten Jahre (integrativer Unterricht um jeden 
Preis, oder «lautgetreues Schreiben») endlich zu 
stoppen und rückgängig zu machen.

Verantwortlich für das weltweit hohe Ansehen 
der Schweizer Arbeits-Qualität sind nicht ab-
gehobene Reformen, sondern das duale Berufs-
bildungssystem mit starken, attraktiven Berufs-
lehren. Der Weg mit praktischer Ausbildung 
und gleichzeitiger angemessener theoretischer 
Wissensvermittlung hat sich über Jahrzehnte 
hinweg bewährt. Das duale System bietet den 
besten Schutz vor Jugendarbeitslosigkeit, sorgt 
für einen optimalen Einstieg junger Leute in die 
Berufswelt und sichert den Fortbestand gut aus-
gebildeter Berufsleute, die von der Wirtschaft 
händeringend gesucht werden.
Trotz des beispielhaften Erfolgs der dualen Be-
rufsbildung hat eine fortschreitende Akademi-
sierung Einzug gehalten. Der Irrglaube, dass nur 
eine Matura zu einer erfolgreichen Berufskarrie-

re verhilft, hat sich in vielen Köpfen festgesetzt 
– und wird leider auch von Eltern und Teilen 
der Öffentlichkeit verbreitet. So drängen auch 
im Kanton Zug mehr und mehr Schülerinnen 
und Schüler an die Kantonsschulen. Wahrend 
die Gymnasialquote 2017 noch rund 19 Prozent 
betrug, ist sie ab 2022 auf 28,1 Prozent (ohne 
Schüler an Privatschulen) gestiegen!

Die Folgen dieser Fehlentwicklung:
•  Das Bildungsniveau wird nach unten nivelliert.
•  Wir ebnen den Weg für zu viele «wertschöp-

fungsferne» Studienabschlüsse, die komplett 
an den Bedürfnissen der Realwirtschaft vorbei 
gehen.

•  Dem Gewerbe fehlen dringend gesuchte Lehr-
linge und Handwerker.

•  Der Fachkräftemangel spitzt sich zu – die 
Lücke muss durch noch mehr Zuwanderung 
geschlossen werden.

Die SVP bekämpft deshalb die zunehmende 
Akademisierung der Bildung. Stattdessen wol-
len wir die duale Berufsbildung gezielt för-
dern. Die Vorteile der Berufslehre sollen stärker 
hervorgehoben werden und dazu führen, dass 
in Zukunft wieder mehr Jugendliche eine pra-
xisorientierte Berufslehre absolvieren. Wollen 
wir den Fortbestand einheimischer Fachkräfte 
sichern, müssen wir unser duales Bildungssys-
tem stärken.

Unter der massiven Zunahme der Anzahl Lang-
zeit-Gymnasiasten leiden nämlich nicht nur die 
Berufsbildung, sondern alle Bildungswege, die 
an die Sekundarschule anschliessen – so also 
auch das Kurzzeitgymnasium oder die Fach-
mittelschule. Es leidet aber auch die Sekundar-
schule selbst, weil ihr die besten Schülerinnen 
und Schüler fehlen.

Familie – tragende Säule der Gesellschaft

Duale Berufsbildung stärken!

Von
Esther Monney-
Rogenmoser  
Kantonsrätin, 
6314 Unterägeri 

Bild: shutterstock.ch

Bild: shutterstock.ch
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Druck aus Bevölkerung und Politik hat gewirkt –  
Widersinnige Einschränkungen für Lottoveranstalter 
werden wieder aufgehoben

Die Einführung neuer Einschränkungen beim 
Lotto spielen (neu hätten keine Gutscheine oder 
Edelmetalle mehr als Preise abgegeben werden 
dürfen) hatte die beiden SVP-Grossräte Thomas 
Fuchs und Sandra Schneider im vergangenen 
November auf den Plan gerufen und sie dazu 
veranlasst, im Grossen Rat einen dringlichen 
Vorstoss einzureichen, welcher verlangt, dass 
diese widersinnigen Einschränkungen umge-
hend wieder abgeschafft werden. 

Nun hat die dafür zuständige Sicherheitsdirek-
tion in einer Medienmitteilung vermeldet, dass 
die Einschränkungen nicht eingeführt werden 
sollen und es somit wieder möglich sein soll, 
bei Lottoveranstaltungen Gutscheine und Edel-
metalle als Gewinne abzugeben. 

Wir sind hocherfreut über die rasche und un-
komplizierte Umsetzung dieses Vorstosses und 
danken dem Regierungsrat für sein zügiges Han-
deln. Der Druck aus Bevölkerung und Politik 
sowie die berechtigten Sorgen der Lottover-
anstalter haben Wirkung gezeigt. Mit der Ein-
führung dieser widersinnigen Einschränkungen 
wäre das Vereinswesen im Kanton Bern nach-
haltig geschädigt worden. Zudem wäre durch 
den Wegfall von Lottoveranstaltungen, vor al-
lem für viele ältere Leute, eine wichtige soziale 
Freizeitbeschäftigung abhandengekommen. 

Ein kleiner Wermutstropfen bleibt jedoch. Um 
künftig wieder Gutscheine und Edelmetalle als 
Lottopreise abgeben zu dürfen, ist neu eine 
Kleinlotteriebewilligung nötig. Die beiden 

Grossräte plädieren dafür, auch auf diese un-
nötige administrative Einschränkung zu verzich-
ten, da sie neben mehr Aufwand auch zu mehr 
Bürokratie führen würde. Die Mitarbeitenden 
des Kantons Bern haben wichtigere Aufgaben 
zu erledigen. 

Sandra Schneider Thomas Fuchs
Grossrätin, Stadträtin Grossrat, Stadtrat

Von 
Thomas Matter, 
Nationalrat, 
8706 Meilen ZH

Klima-Aktivisten sollen in China  
demonstrieren

Die neuste Mode von mehr oder weniger jun-
gen Klimaaktivisten ist es, sich auf der Strasse 
auf dem Asphalt festzukleben. Dem Klima nut-
zen solche illegalen Nötigungsaktionen rein gar 
nichts. Aber sie gefährden Leben, vergrössern 
die Stauzeiten, führen zu Verspätungen und hal-
ten die Werktätigen von der Arbeit ab.  Lesen Sie 
hierzu meinen Kommentar

Während andere Leute arbeiten, Termine ein-
halten und Fahrzeuge benutzen müssen, hocken 
Klimaaktivisten, oder bessergesagt -extremis-
ten, auf den Strassen und kleben sich fest, anstatt 
ebenfalls zu arbeiten oder wenigstens im Schul-
zimmer oder Hörsaal zu sitzen. Die Polizisten in 

den Städten unter rotgrüner Herrschaft dürfen 
ebenfalls nicht richtig durchgreifen, sondern lö-
sen die Verkehrsstörer während Stunden ganz 
vorsichtig vom Asphalt.
In Berlin hat eine Klimablockade dazu geführt, 
dass eine Velofahrerin nach einem Verkehrs-
unfall erst zu spät medizinisch betreut werden 
konnte. Das Rettungsfahrzeug blieb nämlich im 
Klimastau stecken. Resultat: Die Frau ist mittler-
weile verstorben.
Kurzen Prozess gemacht wurde in einem Por-
sche-Showroom in Wolfsburg mit Klimaakti-
visten, die sich vor neuen Autos am Boden 
festgeklebt hatten. Man liess die Demonstranten, 
die sich mit weissen Kitteln als Wissenschaftler 
verkleidet hatten, einfach während 42 Stunden 
sitzen – ohne Licht und ohne Heizung. Die 
Aktivisten hatten natürlich gemeint, sie würden 
sofort betreut und befreit – hatten aber in diesem 
Fall Pech gehabt.
 
Dr. Roger Harris, Vizepräsident des Bezirks-
gerichtes Zürich und Mitglied der Mitte-Partei, 
hat verkündet, er werde keine Klimaextremisten 
mehr verurteilen. Diese würden sich ja schliess-
lich für eine gute Sache einsetzen. Bei Richter 
Harris gibt es also nur noch Freisprüche bei il-
legalen Strassensperrungen – trotz klarem Straf-

gesetz, wo im Artikel 182 der Straftatbestand der 
Nötigung geregelt ist: Wer jemanden in seiner 
Handlungsfreiheit einschränkt und jemanden 
zwingt, etwas zu erdulden oder zu unterlassen, 
wird mit einer Freiheitsstrafe von bis zu drei 
Jahren oder einer Geldbusse bestraft.
 
Dabei demonstrieren die Klimaextremisten ab-
solut am falschen Ort. Die Schweiz hat ihre 
Treibhausemissionen seit 1990 um fast 20 Pro-
zent gesenkt – und das bei einer Bevölkerungs-
zunahme von 2,3 Millionen Menschen und bei 
einem weltweiten CO2-Ausstoss von 0,1 %. Die 
Demonstranten müssten zu den grossen CO2-
Sündern, also nach China, Indien oder in die 
USA gehen. Aber das machen sie natürlich nicht. 
Lieber geniessen sie in der Schweiz die geduldi-
gen linken Behörden und die grosszügigen Rich-
ter. In China zum Beispiel würden sie bei ihren 
Klebe-Aktionen ziemlich unsanft vom Asphalt 
weggerissen.
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Mehrfamilienhaus zu  
kaufen gesucht
Sie möchten Ihre Liegenschaft rasch und 
diskret verkaufen?
Mietverträge werden übernommen, Wohn-
recht möglich.
Auch Mehrfamilienhaus mit Kleinwohnun-
gen oder Spezialobjekte.
Unverbindliche Kontaktaufnahme via 079 
302 10 09 Thomas Fuchs 
oder Mail an fuchs@fuchs.tv

www.bernaktuell.ch

In Bundesbern weht ein neuer Wind!

«Was denken Sie, was in  
diesem Land los wäre, wenn 

mehr Menschen wüssten,  
was in diesem Land los ist!»

Volker Pispers, geb. 1958,  
deutscher Kabarettist 

NEIN!
Nein zu «Verpflichtungskredite 
Viererfeld/Mittelfeld» am 12. März 2023!          

viererfeld-bleibt.ch

Viererfeld für 
immer zerstören? 

«Verdichtung» bedeutet nicht, dass die Stadt 
mit einem durchgehenden Siedlungsbrei über-
zogen wird. Eine wohnliche Stadt braucht  
Lücken als Erholungsraum für Mensch und 
Tier. Fehlt dieser, müssen Erholungssuchende 
unter Verursachung von Mehrverkehr ihre  
Freizeit ausserhalb der Stadt verbringen.  
Zudem vereiteln weitere Versiegelungen  
von Kulturland alle Anstrengungen zum  
Klimaschutz.
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